
Bundessozialgericht

@@RV 96/70 I m N a m e n d_e s ‚V o l k e e

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
16° März 1972

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der 10° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 160 März 4972 durch

Senatspräsident S o n n e n b e r g
— Vorsitzender —,

Bundesrichter Dr° B r o c k e ,
Bundesrichter H e n n i g ,
Bundessozialrichter Dr° Berthold und

Bundessozialrichter‘ M 6 l l e r

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 24° November

4969 wird als unbegründet zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
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Die Versorgungsbehörde gewährte dem Kriegsbeschädigten

Georg KLZIIII — nachfolgend mit K. bezeichnet — vom
4„ Februar 4947

an wegen der bei ihm anerkannten Schädi—

gungsfolgen — u„a° wegen einer Erblindung beider Augen —
Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE)

um 400 V„H° sowie Pflegezulage, und zwar sowohl nach dem'

Körperbeschädigten—Leistungsgesetz (KBLG), als auch nach

dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)° . "

Hit Zuungunstenbescheid vom 22° April 4954 hob die Ver—
_

sorgungsbehörde die voraufgegangene■ Bewilligungsbescheide

hinsichtlich der Anerkennung der Erblindung beider Augen auf,

weil sie nicht Folge einer von Ko angegebenen Granatsplitter—

verletzung, sondern durch den Genuß eines Autokühlerfrost—

schutzmittels hervorgerufen worden sei; wegen der übrigen

bei Ka anerkannt gebliebenen Sohädigungsfolgen setzte die

Behörde die MdB vom 40 Februar 4947 an auf 40 VQHÖ fest„

In diesem Bescheid wurde wegen der Rückerstattung der zuviel

gezahlten Versorgungsbezüge der Erlaß eines besonderen

Bescheides angekündigt° :

Die Klägerin (Fürsorgebehörde) teilte der Versorgungsbehörde

mit Schreiben vom 26° Mai 4954, welches am 54° Mai 4954 ein—

ging, mit‚ daß sie vom 54„ Mai 4954 an K„ aus der öffent—

lichen Fürsorge unterstütze° Für den Fall, daß dem Wider-

spruch des K„ ”durch das Sozialgericht (SG) stattgegeben wird"‚

melde sie einen Ersatzanspruch in Höhe der erwähnten Fürsorge—

unterstützung ab 4° Juni 4954 an°

Mit Bescheid vom 2° Oktober 4957 forderte die Versorgungs—

behörde die von K„ zu Unrecht empfangenen Leistungen in Höhe

von 48„629‚05 DM zurück° Ko legte sowohl gegen den Zuungunsten—
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bescheid als auch gegen den Rückforderungsbescheid erfolglos

Widerspruch ein° Das Bayerische Landessozialgericht (LSG)

verurteilte den Beklagten am 46° Januar 4964 unter Abänderung

des Zuungunstenbescheides vom 22„ April 4954, dem K° vom

4° Februar 4947 an Rente nach einer MdB um 50 v°H° zu zahlen

und hob den Bückforderungsbescheid vom 2° Oktober 4957 inso—

weit auf? als der Rückforderungsbetrag unter Berücksichtigung

einer geringeren MdB als 50 VDH° errechnet werden war° Die

Versorgungsbehörde führte dieses Urteil mit Bescheid vom

2„.Juni 4964 aus und verrechnete die im Bescheid vom 2° Ok—

tober 4957 festgestellte Überzahlung mit dem Nachzahlungsan—

spruch, der sich aus der Erhöhung der Rente von 40 auf 50 V„H„

für die Zeit vom 4° Februar 4947 bis 54° Juli 4964 ergab°

Die Klägerin wendete sich mit Schreiben vom 5° NoVember 4964

gegen dieses von der Versorgungsbehörde angewandte Verfahren
und machte für die vom 4° Juni 4954 bis 50° Juni 4956 und

erneut vom 4„ Januar 4957 bis 540 Juli 4964 gewährte Fürsorge—

unterstützung und Sozialhilfe ihren Ersätzanspruch geltend°

Die Versorgungsbehörde lehnte diesen Brsatzanspruch ab
(Schreiben vom 4° Mai 4965)‚ weil durch die von der Versor—

gungsbehörde vorgenommene Verrechnung des Rückforderungs—

anspruchs gegen den Versorgungsanspruch des K° die Nach—

zahlungsforderung erloschen sei°

Die Klägerin hat im November 4965 Klage erhoben„ Im Termin

vom 20° März 4968 vor dem SG erklärte der Beklagte, daß er

“mit der im Bescheid vom 20 Oktober 4957 festgestellten

Forderung aus Überzahlung mit dem Teil gegen die auf die
Stadt Landshut übergeleiteten Nachzahlungsforderung auf—

rechne, von dessen Rückforderung nicht abgesehen werde"„

Die Klägerin begehrte demgegenüber die Verpflichtung des

Beklagten zur Erstattung eines Betrages von 5„299‚20 DM aus
der Nachzahlung der Versorgungsrente (Ausgleichsrente) für

n
die Zeiten des Unterstützungsbezuges°
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Das SG hat mit Urteil vom 200 März 4968 die Klage abgewiesen

und die Berufung zugelassen° Das LSG hat die Berufung der

Klägerin gegen dieses Urteil mit Urteil vom 240 November 49694

zurückgewieseno Es hat in den Entscheidungsgründen aus—
geführt‚ daß der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichts—

barkeit (SGb) zulässig sei° Die Klägerin mache einen An—

spruch auf Zahlung aus der Kriegsopferversorgung (KGV) des

K° geltend‚ welcher auf sie übergegangen seio Durch die

Überleitungsanzeige gemäß % 24 a der Reichsverordnung über

die Fürsorgepflicht vom 45„ Februar 4924 (BGBl I —400—REV —)

habe sich der Charakter des Anspruchs nicht geändert; somit

handele es sich um eine öffentlich—rechtliche Streitigkeit

aus dem Gebiet der KGV gemäß @ 54 Abs° 4 des Sozialgerichts—

gesetzes (SGG)°

In sachlicher Beziehung habe das
BG

richtig entschieden°

Die Klägerin könne sich nicht darauf berufen‚ daß der Nach—

zahlungsanspruch des K° hinsichtlich der Ausgleichsrente

gemäß 5 24 a REV auf sie übergegangen sei‚ weil dieser An—

spruch durch die Aufrechnung des Beklagten erloschen sei°

Das Erlöschen der Forderung der Klägerin auf Zahlung der dem

K° für die Zeit vom 4° Juni 4954 bis 500 Juni 4956 und vom

4° November 4957 bis 54° Juli 4964 zustehenden Ausgleichs—

rente sei dadurch eingetreten, daß der Beklagte gegenüber

der Klägerin am 20° März 4968 erklärt habe, er rechne gegen

die Eorderung der Klägerin mit seiner gegenüber dem K° be—

stehenden Rückerstattungsforderung — die vom 4° Februar 4947

bis 54° Mai 4954 entstanden sei — auf° Entgegen der Auf—

fassung der Klägerin könne der Beklagte auch aufrechnen°

Mangels besonderer gesetzlicher Regelung über das Aufrech—

nungsrecht für öffentlich—rechtliche Forderungen müßten die

Vorschriften über die Aufrechnung des Bürgerlichen Gesetz—

buches (BGB) gelten° _Danach könne, wenn zwei Personen einan—

der gleichartige Leistungen schuldeten, jeder seine Forderung

gegen die des anderen aufrechnen (% 587 BGB)„ Die Aufrechnung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

bewirke, daß die Forderungen, soweit sie sich deckten, als

in dem Zeitpunkt als erloschen gelten, in welchem sie zur

Aufrechnung geeignet einander gegenübergetreten seien

(@ 389 BGB)„ Die Forderung, mit welcher der Beklagte auf—

gerechnet habe, sei während des Zeitraums vom 40 Februar 4947

bis 40 Mai 4954 in monatlichen Teilbeträgen in der Höhe der

jeweils zuviel gezahlten Versorgungsleistungen entstanden,

denn diese Beträge seien zu Unrecht gewährt worden° Der

Umstand, daß die Unrechtmäßigkeit der Rentenzahlungen und

die Verpflichtung des K, zur Rückerstattung erst später

bindend festgestellt worden seien, sei rechtlich ohne Be»—

deutung° Für die Frage des Zeitpunktes der Entstehung des
Rückforderungsanspruchs sei allein maßgebend, seit wann der

Beklagte das Recht der Rückforderung gehabt hätte° Der

Anspruch, gegen den der Beklagte der Klägerin gegenüber mit

dem Rückforderungsanspruch aufgerechnet habe, sei seit dem

4° Juni 4954 in monatlichen Teilbeträgen in Höhe der für K°

von diesem Zeitpunkt an errechneten Ausgleichsrente ent—

standen, Hieraus ergebe sich nach 5 589 BGB, daß die monat—
lichen Teilbeträge jeweils mit ihrer Fälligkeit dem Rück—

forderungsanspruch aus der Zeit vom 4° Februar 4947 bis

4, Mai 4957 aufrechenbar gegenübergetreten seien, Entgegen

der Auffassung der Klägerin stehe @24 a RFV der Aufrechnung
des Beklagten nicht entgegen° Die Überleitungsanzeige habe

zwar zur Folge, daß nicht mehr K„ sondern die Klägerin

Gläubigerin der für die Zeit vom 4° Juni 4954 bis 50, Juni

4956 und vom 4° November 4957 bis 54° Juli 4964 fällig ge-

wordenen Nachzahlungsbeträge sei, so daß nicht mehr davon

gesprochen werden könne, daß der Gläubiger der einen For—

derung zugleich Schuldner der Gegenforderung LS° des
5 587 BGB sei° Dennoch sei die Aufrechnung des Beklagten

zulässig, weil bei einer abgetretenen Forderung nicht mehr

der Grundsatz der Gegenseitigkeit der Forderungen gelte

(@ 406 BGB)° Insoweit könne der Schuldner eine ihm gegen—
über dem bisherigen Gläubiger zustehende Forderung auch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6}—

gegenüber dem neuen Gläubiger aufrechnen° Die Forderung des

K° auf Nachzahlung von Ausgleichsrente in dem geltend ge—
machten Zeitraum sei aufgrund der Überleitungsanzeige auf

die Klägerin als neue Gläubigerin i.‚s° des 5 406 BGBüber—
gegangen, so daß sie sich der vom Beklagten erklärten Auf—

rechnung nicht widersetzen könne° Dieser Aufrechnung stehe

auch nicht der Grundsatz der Subsidiarität fürsorgerechtlicherr

und sozialhilferechtlicher Leistungen entgegen° Der Grund—

satz der Subsidiarität im Fürsorge— und Sozialhilferecht be—

deute nur, daß ein Hilfesuchender Anspruch auf Fürsorge—

leistungen oder Sozialhilfeleistungen nur dann habe, wenn er
sich nicht selbst helfen und die erforderliche Hilfe auch

nicht anderweitig erhalten könne° Jener Grundsatz schränke

jedoch nicht die Rechte ein, welche Dritten gegenüber dem

Fürsorge— oder Sozialhilfeträger zustündeno Wenn in 5 67

Abs„ 4 Satz 2 BVG idF des 20 und }, Gesetzes zur Änderung

und Ergänzung des Kriegsopferrechts (2D und 5° NOG) bestimmt

sei, daß 5 90 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) unberührt

bleibe, so bedeute dies keine EinsChränkung des Aufrechnungs—

rechts, sondern bestimme nur eine Ausnahme von dem Grundsatz,

daß Versorgungsansprüche regelmäßig nicht übertragen, ver—

pfändet und gepfändet werden können° Ferner könne sich die

Klägerin nicht auf Treu und Glauben berufen, da die @@406,
442 BGB eine Aufrechnung ausdrücklich zuließen° Sie sei nur

dann unzulässig, wenn der Beklagte beim Erwerb seines Rück—

forderungsanspruchs Kenntnis von der Überleitung gemäß 5 24 a

RFV gehabt hätte oder wenn der Bückforderungsanspruch erst

nach Erlangung der Kenntnis von der Übertragung und später als

die übertragene Forderung fällig geworden wäre„ Beide Aus—

nahmetatbestände seien jedoch nicht gegeben; denn der Beklagte

habe den Rückforderungsanspruch bereits am 4„ Mai 4954 in

voller Höhe erworben, während der Zahlungsanspruch des Ko

erst mit Eingang der Überleitungsanzeige am 54° Mai 4954 auf

die Klägerin übergegangen sei° Im Zeitpunkt des Erwerbs des

Rückforderungsanspruches könne der Beklagte von dem Übergang
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der Forderung auf den Kläger also noch keine Kenntnis ge—

habt haben„ Der Rückforderungsanspruch des Beklagten sei

auch nicht erst nach dem Erwerb der Kenntnis und später als

die übergegangene Forderung fällig geworden‚ denn er bestand

bereits am 4° Mai 4954° Somit sei die von der Klägerin

eingeklagte Forderung erloschen°

Das LSG hat die Revision zugelassen° Die Klägerin hat

gegen dieses ihr am 24° Januar 4970 zugestellte Urteil am

44° Februar 4970 Revision eingelegt und diese am 4„ März

4970 begründet°

Sie beantragt,

4) die Urteile des Bayerischen LSG vom 240 November

4969 und des SG Landshut vom 20° März 4968 werden

aufgehoben°

2) Der Beklagte hat der Stadt Landshut — Sozialhilfeamt —
die Georg K; Ili■ vom 4„6°4954 bis 50„6°4956 und vom

4„44„4957 bis 54„7„4964 gewährte Fürsorgeunterstützung

und Sozialhilfe zum Lebensunterhalt von insgesamt

42„543,—— DM teilweise mit einem Betrag von
5„299,2O DM aus der Nachzahlung der Versorgungsrente

(Ausgleichsrente) für die gleichen Zeiten zu ersetzen°

3) Der Beklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen„

In ihrer Revisionsbegründung‚ auf die Bezug genommen wird,

rügt die Klägerin eine Verletzung des 5 24 a RFV, sowie der
5% 5 und 8 der Reichsgrundsätze (BGr) und der 55 2 und 9

BSHG, ferner eine Verletzung des S 6? BVG und % 47 des

Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver—

sorgung (VeerG) durch das LSG° Sie bringt hierzu ins—
besondere vor, daß die Überleitung des dem K° zustehenden

Anspruchs auf Nachzahlung der Ausgleichsrente für die Zeiten,

fin denen ihm Fürsorgeleistungen und Sozialhilfe gewährt wor—
den sei‚ eine Reflexwirkung des Nachranges der Sozialhilfe

(% 2 BSHG) sei° Damit solle der finanzielle Zustand her—
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gestellt werden, wie er bei rechtzeitiger Erfüllung der vor—
rangigen Leistungspflicht des Dritten, also hier des Beklag—

ten, bestanden hätte° Bei rechtzeitiger Leistung des Be—

klagten nach dem 4° Juni 4954 wären Fürsorge— und Sozialhilfe—

leistungen in Höhe des Anspruches nicht entstanden° Eine

Aufrechnung der durch die nicht rechtzeitige Leistung ent—

standenen Nachzahlung mit der vorher zu Unrecht empfangenen

Leistung des K. zu Lasten der Klägerin sei deshalb ebensowenig

zulässig, wie sie bei verspätet bewirkten laufenden Leistungen

zulässig sei° Die erst am 20° März 4968 vom Beklagten er—

klärte Aufrechnung verletze daher nicht nur den Grundsatz des

Nachrangs der Sozialhilfe, sondern verstoße auch gegen den

Grundsatz von Treu und Glauben„ Der Ersatzanspruch des

Sozialhilfeträgers sei ein eigenes originäres Recht9 so daß

eine ent$prechende Anwendung der 5% 406 und 442 BGB aus—
geschlossen sei° Dies ergebe sich auch aus % 6? BVG‚ nachdem

@ 90 BSHG als Sondervorschrift den absoluten Vorrang habe,

so daß auch 5 47 VeerG nicht anwendbar sei°

Der Beklagte beantragt,

die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

7„ Senats des Bayerischen LSG vom 24° November 4969

als unbegründet zurückzuweisen°

In seiner Revisibnserwiderung
vom 50 April 4970, auf die

Bezug genommen wird, bezieht er sich auf die nach seiner

Auffassung zutreffende Begründung des angefochtenen Urteils°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die durch Zulassung gemäß 5 462 Abs„ 4 Nr° 4 SGG statthafte

Revision der Klägerin ist form— und fristgerecht eingelegt

und auch begründet worden (55 464‚ 466 SGG); sie ist daher
zulässig° Die Revision ist jedoch nicht begründet° Das

‚LSG hat zutreffend erkannt, daß die von der Klägerin als
Fürsorge— und Sozialhilfeträgerin gemäß 5 24 a RFV über—
geleitete Forderung des K° auf Nachzahlung der in der Zeit

vom 40 Juni 4954 bis 50° Juni 4956 und vom 4‚ November 4957

bis 54° Juli 4964 gezahlten Ausgleichsrente durch Aufrech—

nung des Beklagten mit seiner Gegenforderung auf Rück—

erstattung der an K° in der Zeit vom 4° Februar 4947 bis

54° Mai 4954 zu Unrecht empfangenen Leistungen erloschen ist°

In prozessualer Hinsicht ist das LSG zutreffend davon aus—

gegangen, daß im vorliegenden Fall der Rechtsweg vor den

Gerichten der SGb zulässig ist° Die Klägerin macht nämlich

einen auf sie übergeleiteten Anspruch des K„ aus dem Versor—

gungsrechtsverhältnis für Leistungen auf Zahlung von Aus—

gleichsrente geltend, also einen öffentlich—rechtlichen

Anspruch aus der KOV (% 54 Abs„ 4 SGG), dessen Charakter
sich durch den Übergang der Forderung von K° auf die Klägerin

nicht geändert hat (s° dazu auch BSG 29„ 44 mit weiteren

Nachweisen; Gottschick/Giese, BSHG‚ 7„ Aufl° 4970, Anm° 44

zu € 90; Schellhorn/Jirasek/Seipp, BSHG, 60 Aufl„‚ Anm°

III 4 a zu @ 90)°

Für die Sachentscheidung kann dahingestellt bleiben, ob

durch die Überleitung$anzeige der Klägerin vom 26° Mai 4954

an die Versorgungsbehörde, mit welcher sie ihren Ersatzanspruch

gemäß 5 24 a RFV ”in Höhe der gewährten Fürsorgeunterstützung"

vom 40 Juni 4954 an geltend gemacht hat, auch für die nach

dem Inkrafttreten des BSHG an K° gewährten Sozialleistungen

eine Überleitung der Ansprüche gemäß 5 90 BSHG wirksam er—

folgen konnte, weil die vor Inkrafttreten des BSHG aufgrund
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des bis dahin geltenden Fürsorgerechts
ergangenen Über—

leitungsanzeigen am 54° Mai 4962 gegenstandslos geworden sind
(BVerwG Urteil vom 5„6„4966 in VEVS 47, 425), so daß nach

diesem Zeitpunkt für die Zukunft eine Überleitung gem° % 90
BSHG hätte erfolgen müssen, Selbst wenn man nämlich annehmen

wollte, daß die Überleitungsanzeige gemäß 5 24 a RFV vom
26° Mai 4954 auch nach 5 90 BSHG wirksam wäre, steht der
Klägerin kein Ersatzanspruch zu, weil dieser durch die Auf—

rechnung des Beklagten erloschen ist° Nach @ 24 a REV kann

der Fürsorgeverband, der aufgrund der Verordnung einen Hilfs—

bedürftigen unterstützt hat, wenn der Hilfsbedürftige für die

Zeit der Unterstützung Rechtsansprüche gegen einen Dritten auf

Leistung zur Deckung des Lebensbedarfs hat, durch schrift—

liche Anzeige an den Dritten bewirken, daß diese Rechtsan—

sprüche zum Ersatz auf ihn übergehen° Dies gilt auch dann,

wenn der Anspruch nicht von der Bedürftigkeit des Unter—

stützten abhängt° Der Übergang wird nicht dadurch aus—
geschlossen, daß der Anspruch der Pfändung nicht unterworfen

ist° Hit der Überleitung der Forderung geht der—Anspruch des

Hilfsbedürftigen somit auf den Fürsorgeträger (Sozialhilfe—

träger) über; er tritt also an die Stelle des Hilfsbedürfti—
gen, und zwar in der Weise, daß er in dessen Rechtsstellung

eintritt mit allen dem Hilfsbedürftigen zustehenden Rechten,

aber auch in der Weise, daß er alle Einwendungen oder Ein—

reden des Schuldners gegen sich gelten lassen muß, die im

Zeitpunkt des Übergangs — der Überleitung — des Anspruchs

gegen den Hilfsbedürftigen als dem früheren Inhaber (Gläubi—

ger) des Rechts zulässig waren (s° dazu Jehle, Fürsorgerecht,

2° Auflo‚ Anm° 2 zu 5 24 a RFV; Gottschick,aa0; Schellhorn/

Jorasek/Seipp, aaO, s° dazu auch BSG in SozR Nr° 56 zu 5 448
SGG)° Die Auffassung der Klägerin, bei dem sog° Überleitungs—

anspruch handele es sich um einen “eigenen originären An—

spruch" des Fürsorge— oder Sozialhilfeträgers, ist unzu—

treffend, Der 5 24 a RFV spricht — ebenso wie 5 90 BSHG —
davon, daß der Fürsorgeträger durch die schriftliche Anzeige
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an den Dritten bewirken kann, daß die "Rechtsansprüche zum

Ersatz auf ihn übergeben"° Der Fürsorgeträger erwirbt also

das Recht nicht "originär", sondern bewirkt den Übergang

durch die Anzeige, d„ho,er erwirbt eine dem Hilfsbedürftigen

zustehende Forderung durch Überleitung; somit tritt er nur

in die Rechte des Hilfsbedürftigen ein, und zwar in dem Um—

fang, in Welchem diese Rechte im Zeitpunkt des Übergangs

bestanden (so dazu auch Jehle, Fürsorgerecht, 2° Auflo,

Anm„ 2 zu 5 24 a REV)° Demnach muß der Fürsorgeträger,
also die Klägerin, grundsätzlich auch eine Aufrechnung, die

im Zeitpunkt des Forderungsübergangs gegenüber dem ur—

sprünglichen Gläubiger zulässig war, gegen sich gelten

lassen, sofern der Schuldner sie ihr gegenüber erklärt°

Im vorliegenden Fall war der Beklagte berechtigt, mit seiner

Forderung auf Rückerstattung der an K, in der Zeit vom

4° Februar 4947 bis 54, Mai 4954 zu Unrecht gewährten Ver—

sorgungsleistungen gegenüber der Forderung des Ko auf die

ihm vom 4, Juni 4954 an zu gewährende Ausgleichsrente

„ die an die Klägerin übergegangen ist — aufzurechnen°

Das Aufrechnungsrecht der Versorgungsbehörde ist in S 47

Abs° 5 VeerG, wonach zu Unrecht empfangene Versorgungs—

leistungen von laufenden Versorgungsbezügen „oo, einbehalten

werden, bzw° mit Forderungen auf Rückerstattung von zu Un—

recht empfangenen Versorgungsleistungen auf laufende Ver—

sorgungsbezüge aufgerechnet werden können (@ 47 Abs„ 5
VeerG idF des Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung

des Kriegsopferrechts vom 27° Juni 4960 — BGBl I 455 —),

näher geregelt; diese Vorschrift ist zwar erst vozn4° April

4955 an gültig (5 54 Abs° 4 VeerG), jedoch auf den vor—
liegenden Fall dennoch anwendbar, weil das Streitverhältnis

zwischen K, und der Versorgungsbehörde beim Inkrafttreten

des Gesetzes anhängig war (@ 52 VeerG)° Selbst bei anderer

Auffassung steht dem Beklagten gegenüber K, ein Aufrechnungs—

recht zu° In @ 47 Abs, 5 VeerG ist nämlich nunmehr nur
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ausdrücklich gesetzlich das vor dem Inkrafttreten des Gesetzes

bestehende Recht geregelt worden, daß auch im öffentlichen

Recht bei gegenseitigen deckungsgleichen Forderungen ein Recht

zur Aufrechnung besteht (s° dazu auch Forsthoff, Lehrbuch des

Verwaltungsrechts, 7° Auflo, SO 258 ff)° Mangels einer vor

dem Inkrafttreten des Veer
,

dem 4° April 4955, in der KOV

bestehenden ausdrücklichen gesetzlichen Regelung über das Auf—

rechnungsrecht sind die Vorschriften des BGB insoweit ent—

sprechend anzuwenden (@@587 ff BGB)° Da K, der Versorgungs—
behörde gegenüber die Rückzahlung der an ihn in der Zeit vom
40 Februar 4947 bis 54° Mai 4954 zu Unrecht gewährten Leistun—

gen schuldete, andererseits die Versorgungsbehörde dem K° für

die Zeit vom 4° Juni 4954 an Ausgleichsrente schuldete und

beide die ihnen gebührende Leistung fordern, sowie die ob—

liegenden Leistungen bewirken konnten, stand somit der Ver—

sorgungsbehörde das Recht zur Aufrechnung gegenüber KG zu,

die der Beklagte bereits in dem Ausführungsbescheid vom
2° Juni 4964 dem K° gegenüber und in der mündlichen Verhand—

lung Vor dem SG am 20° März 4968 auch der Klägerin gegenüber

ausgesprochen hat° ' ' '

Der Beklagte war trotz der nach S 24 a RFV erfolgten Über—

leitung der Forderung des K° auf Ausgleichsrente an die Kläge—

rin berechtigt, dieser gegenüber das ihm gegen K° zustehende

Recht auf Aufrechnung auszuübeno Zwar war durch die Über—

leitung hinsichtlich des Anspruchs auf Ausgleichsrente ein

Gläubigerwechsel — an die Stelle des K„ trat nunmehr die

Klägerin als Gläubiger — eingetreten, jedoch hat der Beklagte

dadurch nicht sein Recht auf Aufrechnung verloren„ Das LSG

ist zutreffend davon ausgegangen, daß auch beim Forderungs—

übergang nach 5 24 a RFV der 5 406 BGB entsprechende Anwendung
findet, nach welchem der Schuldner eine ihm gegen den bis—

herigen Gläubiger zustehende Forderung auch dem neuen Gläubi—

ger gegenüber aufrechnen kann, es sei denn, daß er bei dem

Erwerb der Forderung von der Abtretung Kenntnis hatte oder
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daß die Forderung erst nach der Erlangung der Kenntnis und

später als die abgetretene Forderung fällig geworden ist„

Der Beklagte hat bei dem Erwerb der zur Aufrechnung gestell—

ten Rückerstattungsforderung weder von der Abtretung der

Forderung des Ko an die Klägerin (durch Überleitungsanzeige)

Kenntnis gehabt, noch ist die Rückerstattungsforderung erst

nach Erlangung der Kenntnis und später als die abgetretene

(übergeleitete) Forderung fällig geworden° Von der ”Ab—

tretung” — also der Überleitung — der Forderung des K° an

die Klägerin auf Ausgleichsrente hat der Beklagte durch die

Überleitungsanzeige vom 26° Mai 4954 mit deren Eingang bei

der Versorgungsbehörde, also am 54° Mai 4954 Kenntnis er—

langt; diese "abgetretene Forderung” — also die Ausgleichs—

rente des K° — ist, wie das LSG zutreffend ausgeführt hat,

nach dem 4° Juni 4954 in monatlichen Teilraten fällig ge—

worden° Sowohl der Erwerb der aufgerechneten Rückerstattungs—

forderung des Beklagten, als auch ihre Fälligkeit liegen

vor dem 54° Mai 4954° Wann die Versorgungsbehörde eine

Forderung auf Rückerstattung zu Unrecht gewährter Leistun—

gen i.‚£5° des % 47 VeerG oder nach den Grundsätzen des all—
gemeinen Verwaltungsrechts ”erwirbt" und wann eine solche_

Forderung "fällig" wird, ist weder im BVG noch im VeerG

geregelt° Der Große Senat des Bundessozialgerichts (BSG)

hat in seiner Entscheidung vom 24° Dezember 4974 — GS 4/74

(noch nicht veröffentlicht) — mit eingehender Begründung

ausgeführt, daß Rentenansprüche aus der
Rentenversicherung,

sofern dem Antrag keine materiell—rechtliche Bedeutung zu—

kommt, "bei gebotener entsprechender Anwendung des S 274 BGB

in dem Zeitpunkt fällig werden, in welchem die Möglichkeit

zu sofortiger Geltendmachung des Anspruchs beim Versiche—

rungsträger gegeben, d°hg, in welchem der Anspruch ent—

standen ist"„ Die Fälligkeit tritt in einem solchen Fall

also nicht erst mit der Geltendmachung des Rentenanspruchs,

sondern schon dann ein, wenn seine gesetzlichen Voraus—

setzungen erfüllt sind, der Berechtigte also objektiv in der
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Lage ist, den Anspruch geltend zu machen; insoweit fallen

Entstehung und Fälligkeit zusammen, Diese vom Großen Senat

entwickelten Grundsätze über die Fälligkeit von Renten—

ansprüchen, bei denen der Antrag keine materiell—rechtliche

Bedeutung hat, müssen auch auf Erstattungsforderungen der

Versorgungsbehörde wegen zu Unrecht empfangener Versorgungs—

leistungen angewendet werden, Der Rückerstattungsanspruch

der Versorgungsbehörde auf zu Unrecht empfangene Versorgungs—

leistungen resultiert aus einer "Umkehr" des ursprünglichen

Versorgungsverhältnisses; er ergibt sich nämlich daraus, daß

eine aufgrund des bestehenden Versorgungsverhältnisses zwischen

dem Beschädigten und der Versorgungsbehörde zunächst scheinbar

rechtmäßig gewährte Versorgungsleistung durch eine zu Ungunsten

des Beschädigten erfolgte neue Regelung dieses Versorgungs—

rechtsverhältnisses als rechtswidrig festgestellt wird° Diese

Rechtswidrigkeit der gewährten Leistung bedingt — entweder

unter den Voraussetzungen des S 47 VeerG oder nach den Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts —, daß der Vérsor-

gungsberechtigte die zu Unrecht empfangene Leistung an die

Versorgungsbehörde erstatten muß° Die Erstattungspflicht ist

von keinem “Antrag" abhängig, sondern tritt in dem Augenblick

ein, in welchem die Unrechtmäßigkeit der früheren Leistung

festgestellt wird, also regelmäßig mit dem Erlaß des Zuun—

gunstenbescheides° Aus der “Umkehr des Versorgungsverhält—

nisses“ ist die Folgerung herzuleiten, daß hinsichtlich der

Entstehung (dem Erwerb) und der Fälligkeit des Rückerstat—
tungsanspruches der Versorgungsbehörde dieselben Grundgedanken
Anwendung finden müssen, die in bezug auf Rentenansprüche,

bei denen der Antrag keine materiell—rechtliche Bedeutung hat,

entwickelt worden sindo Das bedeutet aber, daß der Rück—

erstattungsanspruch in dem Zeitpunkt entsteht — die Versor—

gungsbehörde ihn gemäß 5 406 BGB “erwirbt" —, in welchem die

Versorgungsbehörde die Möglichkeit hat, also objektiv in der

Lage ist, ihn geltend zu machen, d„h° insoweit einen "Rück— ‘

forderungsbescheid" zu erlassen; der Rückerstattungsanspruch
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ist in diesem Zeitpunkt durchsetzbar und daher fällig°

Entscheidend ist demnach nicht — wie das LSG richtig aus—

geführt hat —,wann die Versorgungsbehörde ihre Rücker—

stattungsforderung tatsächlich geltend macht, sie also

konkretisiert und einen entsprechenden Bescheid erläßt

und ferner auch nicht, wann ein solcher Bescheid verbind—

lich wird; denn die Fälligkeit eines Anspruchs ist grund—

sätzlich nicht von Handlungen Dritter abhängig, sofern

nicht besondere Vereinbarungen zwischen Gläubiger und

Schuldner bestehen (s° dazu 5 274 BGB)° Im vorliegenden
Fall bestand für die Versorgungsbehörde nach dem Erlaß des

Zuungunstenbescheides vom 220 April 1954, mit dem die

voraufgegangenen Bewilligungsbescheide aufgehoben und so—
mit die früheren Versorgungsleistungen in dem näher be—

zeichneten Umfang als rechtswidrig festgestellt wurden,

objektiv die Möglichkeit, die Rückerstattung der an Ko zu

Unrecht gewährten Leistungen geltend zu machen, damit war

der Rückerstattungsanspruch im April 4954 ”erworben”

(% 406 BGB) und auch fällige Dieser Zeitpunkt liegt aber

vor demjenigen des Übergangs der Forderung (des Anspruchs)

und der Erlangung der Kenntnis des Beklagten vom
Übergang

der Forderung des K„ auf Ausgleichsrente auf die Klägerin,

so daß die eine Aufrechnung gegenüber dem neuen Gläubiger

gemäß 5 406 BGB entgegenstehenden Voraussetzungen hier

nicht vorliegen° Demnach ist festzuhalten, daß der Be—

klagte mit seiner gegenüber K° bestehenden Rückerstat—

tungsforderung auch der Klägerin gegenüber aufrechnen

durfte, so daß deren Forderung erloschen ist (% 589 BGB);

hierbei ist festzuhalten, daß Grund und Höhe der Rück—

erstattungsforderung des Beklagten auch durch die Klägerin

nicht bestritten werden°
.

Die Auffassung der Klägerin, der Beklagte sei wegen des

im Fürsorge— und Sozialhilferecht bestehenden Grundsatzes
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der Nachrangigkeit (Subsidiarität) von
Fürsorgeleistungen

zur Aufrechnung nicht berechtigt, geht fehle Der Grundsatz

der Nachrangigkeit von Fürsorgeleistungen bedeutet nur, daß

der Fürsorge— oder Sozialhilfeträger erst dann mit Leistungen

einzutreten hat, wenn der Hilfsbedürftige nicht auf andere

Weise zumutbar die Hilfsbedürftigkeit beseitigen kann° Die

Subsidiarität von Fürsorgeleistungen besagt aber nichts darü—

ber, welche Rechte Dritten im Falle des Übergangs von An—

sprüchen auf den Fürsorgeträger zustehen, insbesondere‚ ob

sie einen an den Fürsorgeträger übergeleiteten Anspruch be—

friedigen müssen oder nicht° Tritt der Fürsorgeträger aber

— wie oben ausgeführt — durch die Überleitung des Anspruchs

i„S° des 5 24 a RFV nur in die Stellung des Hilfsbedürftigen
ein, so bewirkt der Grundsatz der Subsidiarität von Fürsorge—

leistungen nicht, daß der durch die Überleitung von der Für—

sorgebehörde in Anspruch genommene Dritte seine ihm im Zeit—

punkt der Überleitung zustehenden Einwendungen und sonstigen

Rechte in bezug auf die übergeleitete Forderung verliert°

Soweit die Klägerin hierbei auf das Gutachten des Deutschen

Vereins vom 540 August 4969 in NdV 1969, 294 verweist, über—

sieht sie, daß die darin gemachten_Ausführungen den Forde—

rungsübergang nach 5 4551 der Reichsversicherungsordnung (EVO)

betreffen und daß dieser Forderungsübergang nicht dem durch

Überleitungsanzeige nach S 21 a RFV entspricht (s° dazu BSG

in SozR Nr° 24 zu € 4551 EVO)° Im übrigen sind in diesem
Gutachten nur "Bedenken“ gegen die Rechtsprechung des BSG

' bezüglich der Aufrechnung von rückständigen Beiträgen gegen—
über Rentenleistungen angemeldet° Wenn sich die Klägerin

ferner darauf beruft, daß die Aufrechnung des Beklagten gegen
Treu und Glauben verstoße und rechtsmißbräuchlich sei, so

kann ihr auch insoweit nicht gefolgt werden„ Der Grundsatz

von Treu und Glauben ist von der Rechtsprechung im öffent—
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lichen Recht — entsprechend 5 242 BGB — entwickelt
werden, um den Staatsbürger unter gewissen Voraus—

setzungen im Vertrauen auf die Maßnahmen der Verwaltung
zu schützen, Eines solchen Schutzes bedürfen Verwal—

tungen untereinander selbst nicht° Die Klägerin kann

als Behörde aus eigener Kompetenz gegenüber einer ande—

ren Behörde keinen Vertrauensschutz geltend machen

(BVerwG 27, 215, 218)° Inwieweit die Aufrechnung des

Beklagten "rechtsmißbrüuchlich" sein soll, ist im

übrigen nicht ersichtlich„ Weder hat die Klägerin

Tatsachen vorgebracht, noch hat das LSG Feststellungen

darüber treffen können, daß die Versorgungsbehörde im

Verhältnis zur Klägerin ein Verhalten gezeigt hat, aus

dem diese entnehmen mußte, ihr übergeleiteter Anspruch

werde in jedem Falle befriedigt werdeno

Wenn die Klägerin schließlich noch zum Ausdruck bringt,

die Aufrechnung des Beklagten sei deshalb unzulässig,

weil nach 5 67 Abs„ 1 letzter Satz BVG der 5 90 BSHG

unberührt bleibt, so kann auch dieser Auffasung nicht

gefolgt werden„ Hierzu hat das LSG bereits zutreffend

ausgeführt, daß diese Vorschrift nur eine Ausnahme von

dem in 5 67 Abs° 4 Satz 4 BVG enthaltenen Grundsatz dar—

stellt, da■ unbeschadet der Absätze 2 bis 4 die Über—

tragung, Verpfändung und Pfändung des Anspruchs auf

Versorgungsbezüge ausgeschlossen sind, was besagt, daß

trotz dieses Grundsatzes Ansprüche auf Versorgungsbezüge

durch Überleitungsanzeige auf den Fürsorgeträger übergehen°

Der letzte Satz des @ 67 Abs° 4 BVG besagt aber nichts

darüber, welche Rechtsstellung nach Überleitung eines

Anspruches auf Versorgungsbezüge die Versorgungsbehörde

gegenüber der Fürsorgebehörde hat, insbesondere ob und

in welchem Umfangs die Versorgungsbehörde Einwendungen

gegen die übergeleitete Forderung geltend machen kann°
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„

'Da dasLSGsomit zutreffend entschiedenhat, mußtedie:
“Revision der Klägerin als unbegrünäetzurückgewiesen.werden"

‚
(% 470 Abs„ n'scg)o' - „ „ . .,

Die Kostenentschéidungergeht gemäß %}195 5GGr°
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